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Anträge auf Arbeitszeitverlängerung nach TzBfG 
rechtfertigen Blockade von Neueinstellungen durch BR  
 
 
Der Betriebsrat hat ein Zustimmungsverweigerungsrecht nach § 99 Abs. 2 Nr. 

3 BetrVG, wenn der Arbeitgeber, anstatt die Arbeitszeit aufstockungswilliger 

Teilzeitbeschäftigter zu verlängern, weitere Teilzeitarbeitsplätze einrichtet. Vo-

raussetzung ist, dass der Arbeitgeber für die Schaffung weiterer Teilzeitplätze 

keine arbeitsplatzbezogenen Sachgründe anführen kann. 

 

(Leitsätze der Verfasserin) 
LAG Baden-Württemberg, Beschluss vom 21.03.2013, 6 TaBV 9/12 

 
 

Es geht um den Zusammenhang zwischen dem Antrag von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern (AN) auf Verlängerung ihrer Arbeitszeit 
nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetzt (TzBfG) und Zustimmungs-
verweigerungsgründen  des Betriebsrates wegen befürchteter Nachteile 
für diese im Betrieb beschäftigten AN gemäß § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG 
bei Neueinstellungen. 

§ 9 TzBfG gewährt unter bestimmten Voraussetzungen einen An-
spruch von AN gegen den Arbeitgeber auf Verlängerung der vertrag-
lich vereinbarten Arbeitszeit. 

Dieser Anspruch setzt voraus, dass ein „entsprechender freier Arbeits-
platz“ zu besetzen ist. AN haben regelmäßig keinen Anspruch darauf, 
dass der Arbeitgeber Arbeitsplätze nach ihren Wünschen schafft, zu-
schneidet oder ihnen die für einen anderen (Teilzeit-)Arbeitsplatz vor-
gesehene Arbeitszeit ganz oder teilweise zuteilt. Die Organisations-
freiheit des Arbeitgebers darf jedoch nicht zur Umgehung des § 9 
TzBfG genutzt werden. Wenn der Arbeitgeber, anstatt die Arbeitszei-
ten der aufstockungswilligen Teilzeitbeschäftigten zu verlängern, weite-
re Teilzeitarbeitsplätze ohne höhere Arbeitszeit einrichtet, müssen für 
diese Entscheidung arbeitsplatzbezogene Sachgründe bestehen 
(BAG 01.06.2011, 7 ABR 117/09 Rn. 29f). 

In dem vom LAG Baden- Württemberg entschiedenen Fall lässt der Ar-
beitgeber in der Logistikbranche im Schichtmodell arbeiten. Jede 
Schicht dauert 3,4 Stunden pro Tag. Die meisten AN arbeiten nur in ei-
ner Schicht und haben daher einen Teilzeitvertrag über ca.17 Stunden 
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pro Woche. Einige AN haben die Verlängerung ihrer Arbeitszeit auf 2 Schichten 
(Doppelschichtler) beantragt. Von diesen Doppelschichtlern gibt es aus der Ver-
gangenheit noch einige im Betrieb. Der Arbeitgeber hat die unternehmerische Ent-
scheidung getroffen, nur noch Teilzeitarbeitsverträge über 17 Stunden abzu-
schließen. Er beantragt beim Betriebsrat die Zustimmung zur Einstellung weiterer 
Teilzeitbeschäftigter mit 17 Wochenstunden. Der Betriebsrat hat hierzu unter Hin-
weis auf die Arbeitszeiterhöhungsbegehren  der bereits beschäftigten AN die Zu-
stimmung verweigert. Der Arbeitgeber wollte die Zustimmung des Betriebsrates zu 
den Einstellungen gerichtlich ersetzen lassen. 

Mit diesem Ansinnen scheitert er vor dem LAG Baden-Württemberg. 

Das LAG bejaht einen Anspruch der beschäftigten AN auf Erhöhung ihrer Arbeits-
zeit und legt dar, dass arbeitsplatzbezogene Sachgründe für die vom Arbeitgeber 
angeführte unternehmerische Entscheidung, nur noch Teilzeitkräfte zu beschäfti-
gen, nicht vorliegen. Daraus folgt das Zustimmungsverweigerungsrecht des Be-
triebsrates nach § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG zur Einstellung weiterer Teilzeitbeschäf-
tigter (s. BAG 01.06.2011, 7 ABR 117/09 Rn. 31). 

Insbesondere weist das LAG darauf hin, dass ein erhöhter Organisationaufwand in 
Vertretungsfällen wie Urlaub und Krankheit keinen anerkennenswerten Sachgrund 
darstellt. Dem Arbeitgeber ist zuzumuten, die zukünftig in Doppelschicht tätigen 
AN durch zwei in Einzelschicht Tätige zu ersetzen, auch wenn dies mit einem er-
höhten Organisationaufwand verbunden sein sollte. Eben so wenig sind Er-
schwernisse bei der Arbeitszeiteinteilung zu berücksichtigen. 

Der vom Arbeitgeber behauptete höhere Krankenstand bei in Doppelschicht täti-
gen AN überzeugt das LAG ebenfalls nicht, da in den Einzelschichten hauptsäch-
lich AN in Probezeit oder befristet Beschäftigte tätig sind und in den Doppelschich-
ten bisher vorwiegend ältere AN. Diese Tatsache hält das LAG mit dem Betriebs-
rat für eine nachvollziehbare Begründung für die Differenzen beim Krankenstand.  

 

Fazit: 

Die Entscheidung, gegen die keine Rechtsbeschwerde zugelassen wurde, macht 

deutlich, dass die unternehmerische Entscheidung im Zusammenhang mit Ar-

beitszeiterhöhungswünschen von den Gerichten zu Recht kontrolliert wird. In Zei-

ten, in denen viele Menschen insbesondere in Teilzeitarbeitsverhältnissen nicht 

mehr in der Lage sind, von ihrem Verdienst zu leben, gibt diese Rechtsprechung 

dem Betriebsrat eine Möglichkeit, das Arbeitszeiterhöhungsverlangen von Be-

schäftigten wirkungsvoll zu unterstützen. Betriebsräte sollten daher bei der flä-

chendeckenden Einstellungen von Teilzeitkräften wie z.B. im Einzelhandel  im-

mer an den Verweigerungsgrund des § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG denken und sich 

dazu vom Arbeitgeber regelmäßig über die Verlängerungsbegehren nach § 9 

TzBfG informieren lassen. 

 


